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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung eines Marktstrukturfonds für die Land- und 

Ernährungswirtschaft 

(Marktstrukturfondsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 i 

j 

(1) Es wird ein Marktstrukturfonds für die Land- ! 

und Ernährungswirtschaft als Anstalt des öffent- | 
liehen Rechts mit dem Sitz in Bonn errichtet. | 

(2) Der Marktstrukturfonds kann zur Durchfüh- 
rung seiner Aufgaben folgenden Marktfonds bilden: 

a) einen Marktfonds für Milch und Milcher- ^ 
Zeugnisse, 

b) einen Marktfonds für Vieh und Fleisch, 

c) einen Marktfonds für Eier und Geflügel, 

d) einen Marktfonds für Kartoffeln, Obst 
und Gemüse. 

(3) Der Marktstrukturfonds kann mit Genehmi- 

gung des Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten und im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft weitere Marktfonds 
errichten. i 

i 

§ 2 I 

(1) Der Marktstrukturfonds hat die Aufgaben, 

a) die Rationalisierung der landwirtschaft- 
lichen Produktion und die Erzeugung land- | 
wirtschaftlicher Qualitätsprodukte durch | 
Beihilfen, Kredite, Bürgschaften und Kre- | 
ditverbilligungsmaßnahmen zu fördern; | 

b) den Absatz land- und ernährungswirt- | 
schaftlicher Erzeugnisse durch Beihilfen, | 


Kredite, Bürgschaften und Kreditverbilli- 
gungsmaßnahmen zu fördern. 

Die Förderungsmittel sind den beteiligten 
Unternehmen unabhängig von ihrer Rechts- 
form zu gewähren und vom Nachweis zu er- 
bringender Leistungen abhängig zu machen. 
Die Bewilligung kann an die Bedingung ge- 
knüpft werden, daß zwischen Erzeugern und 
Unternehmen, deren Geschäftsbetrieb auf den 
Bezug, den Absatz oder die Be- und Verarbei- 
tung land- und ernährungswirtschaftlicher Er- 
zeugnisse gerichtet ist, Lieferverträge nach 
einem vom Vorstand des Marktstrukturfonds 
vorgeschriebenen Vertragsmuster abzu- 
schließen sind; 

c) Messen, Ausstellungen und alle sonstigen 
Aufklärungs- und Werbeaktionen für 
land- und ernährungswirtschaftliche Pro- 
dukte sowie die Verbraucheraufklärung 
durchführen zu lassen; 

d) auf den Agrarmärkten geeignete Maßnah- 
men zur Herstellung gleicher Wettbe- 
werbsverhältnisse mit den EWG-Partnern 
zu ergreifen. Um Preisschwankungen land- 
und ernährungswirtschaftlicher Erzeug- 
nisse abzuschwächen, kann er Interven- 
tions- und Lagerverträge mit den beteilig- 
ten Betrieben des Handels, der Genossen- 
schaften und der Be- und Verarbeitung 
abschließen und die Verteilung regionaler 
Überschüsse an land- und ernährungs- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen, insbeson- 
dere den Export, fördern. 
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(2) Näheres regelt die Satzung. Diese legt ins- 
besondere die einzelnen Voraussetzungen für die 
vom Verwaltungsrat zu erlassenden Richtlinien fest. 

(3) Der Marktstrukturfonds kann sich zur Durch- 
führung seiner Aufgaben der Stellen bedienen, die 
von den nach Landesrecht zuständigen Behörden be- 
stimmt worden sind. 

(4) Der Marktstrukturfonds hat weitere Aufga- 
ben zu übernehmen, die ihm durch den Bundesmi- 
nister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft zugewiesen werden. 

(5) Die bestehenden Marktordnungsgesetze: 

Getreidegesetz in der Fassung vom 24. No- 
vember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 900), zu- 
letzt geändert durch das Sechste Gesetz zur 
Änderung des Getreidegesetzes vom 2. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1168), 

Zuckergesetz vom 5. Januar 1951 ((Bundes- 
gesetzbl. I S. 47), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Ergänzung des Zuckerge- 
setzes vom 9. August 1954 (Bundesgesetzbl. I 

S. 255), 

Milch- und Fettgesetz in der Fassung vom 
10. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 811), 
zuletzt geändert durch das Fünfte Gesetz zur 
Änderung des Milch- und Fettgesetzes vom 
26. Juni 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 412), 

Vieh- und Fleischgesetz vom 25. April 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 272), 

Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Weinwirtschaft vom 29. August 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 1622) 

und die darauf beruhenden Verordnungen und 
Durchführungsbestimmungen werden von diesem 
Gesetz nicht berührt. 

§ 3 

Förderungsmaßnahmen 

Der Marktstrukturfonds legt die Voraussetzungen 
für die Förderungsmaßnahmen durch Richtlinien 
fest, die vom Verwaltungsrat zu verabschieden und 
im Bundesanzeiger zu veröffentlichen sind. 

§ 4 

Erzeugergemeinschaften 

(1) Bevorzugt sind für die Zwecke des § 2 Abs. 1 
Buchstaben a und b Erzeugergemeinschaften zu 
fördern. 

(2) Erzeugergemeinschaften sind Zusammen- 
schlüsse von landwirtschaftlichen Betrieben zum 
Zwecke der Anpassung ihrer Erzeugung an die Er- 
fordernisse des Marktes. Voraussetzung für die För- 
derung ist, daß die Erzeugergemeinschaft von dem 
Vorstand des Marktstrukturfonds anerkannt wird. 


(3) Ein Erzeugerbetrieb darf für einzelne Pro- 
dukte oder verwandte Produktgruppen Mitglied 
nur einer Erzeugergemeinschaft sein. 


§ 5 

Voraussetzungen für Erzeugergemeinschaften 

Eine Erzeugergemeinschaft muß anerkannt wer- 
den, wenn sie folgende Voraussetzungen erfüllt: 

1. Sie muß eine juristische Person des Privat- 
rechts sein. 

2. Sie darf keinen wirtschaftlichen Geschäftsbe- 
trieb auf dem Gebiet des Bezugs und des Ab- 
satzes von Waren unterhalten. 

3. Ihre Satzung muß Bestimmungen enthalten 
über 

a) die Beschränkung der Tätigkeit auf land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse oder eine 
Gruppe verwandter landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse, 

b) die Verpflichtung der Mitglieder, bestimmte 
Erzeugungsregeln einzuhalten, die ein nach 
Qualität und Mengen marktgerechtes Wa- 
renangebot sicherstellen sollen, 

c) die Verpflichtung der Mitglieder, zur An- 
passung der Erzeugung und des Absatzes 
an die Bedürfnisse des Marktes längerfri- 
stige Lieferverträge abzuschließen, 

d) die Überwachung der Einhaltung der Erzeu- 
gungsregeln, der Qualitätsvorschriften und 
der nach § 2 Abs. 1 Buchstabe b möglichen 
Lieferverträge durch das vertretungsberech- 
tigte Organ, 

e) die Verhängung von Geldbußen bei schuld- 
haftem Verstoß gegen Mitgliedschaftspflich- 
ten, 

f) die Voraussetzungen für den Erwerb und 
Verlust der Mitgliedschaft, 

g) die Beiträge und ihre Verwendung. 

4. Ihr muß eine Mindestzahl von Erzeugerbe- 
trieben angehören. 

5. Sie muß ferner eine Mindestanbaufläche oder 
eine Mindestproduktionsmenge eines land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisses oder einer 
Gruppe verwandter Erzeugnisse nachweisen. 

6. Zur Gewährleistung eines wirtschaftlich 
rationellen räumlichen Zusammenschlusses 
soll sie nur Mitglieder aufnehmen, deren Be- 
trieb in dem Gebiet eines oder mehrerer an- 
grenzender Kreise liegt. Der Vorstand des 
Marktstrukturfonds kann im Einzelfall die 
räumliche Höchstausdehnung einer Erzeuger- 
gemeinschaft festlegen. 

7. Die Anerkennung kann widerrufen werden, 
wenn eine ihrer Voraussetzungen nicht oder 
nicht mehr erfüllt ist. 
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§ 6 

Arbeitsgemeinschaften 

(1) Anerkannte Erzeugergemeinschaften, die das 
gleiche landwirtschaftliche Erzeugnis oder die 
gleiche Gruppe verwandter Erzeugnisse erzeugen 
oder gewinnen, sollen sich zu regionalen und über- 
regionalen Arbeitsgemeinschaften zusammen- 
schließen. 

(2) Die Arbeitsgemeinschaften haben die Auf- 
gabe, durch Unterrichtung und Beratung bei den 
Erzeugergemeinschaften darauf hinzuwirken, daß 
die Erzeugung an die Erfordernisse des Marktes an- 
gepaßt wird. Sie haben insbesondere die Anwen- 
dung einheitlicher Erzeugungs- und Qualitätsregeln 
zu fördern. 

§ 7 

Förderung der Erzeugergemeinschaften 

Die Förderung der Erzeugerbetriebe, Erzeuger- 
gemeinschaften und Arbeitsgemeinschaften soll sich 
bevorzugt erstrecken auf 

a) Umstellungshilfen zur Herstellung einheitlicher 
Erzeugungsgrundlagen, 

b) Beihilfen für die notwendige Beratung und 
wirksame Qualitätskontrolle. 

§ 8 

Strukturverbesserungsprämie 

(1) Für Erzeugnisse, die von Mitgliedern jeder 
anerkannten zuständigen Erzeugergemeinschaft 
nach Maßgabe fcstgelegter Qualitätsmerkmale er- 
zeugt und veräußert werden, kann eine Struktur- 
verbesserungsprämie gewährt werden. 

(2) Die Prämie erhält der abnehmende Betrieb; 
dieser ist verpflichtet, sie in voller Höhe an den Be- 
rechtigten weiterzuleiten. 

(3) Als abnehmender Betrieb gilt auch ein Zu- 
sammenschluß von Unternehmen zum Zwecke des 
gemeinsamen Einkaufs. 

§ 9 

Organe 

(1) Organe des Marktstrukturfonds sind 

1. der Vorstand, 

2. der Verwaltungsrat, 

3. die einzelnen Verwaltungsausschüsse des 
Marktfonds. 

(2) Rechte und Pflichten der Organe bestimmen 
sich nach dem Gesetz und der Satzung des Markt- 
strukturfonds. 

(3) Die Organe können für die Erledigung ein- j 
zelner Aufgaben Ausschüsse bilden und diesen be- 
sondere Aufgaben übertragen. 


§ 10 

Der Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, 
seinen zwei Stellvertretern und zwei weiteren Mit- 
gliedern. Der Vorsitzende, im Verhinderungsfälle 
einer seiner Stellvertreter und ein weiteres Vor- 
standsmitglied, vertreten den Marktstrukturfonds 
gerichtlich und außergerichtlich. Sie haben die Stel- 
lung eines gesetzlichen Vertreters. 

(2) Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat ge- 
wählt und vom Vorsitzenden des Verwaltungsrates 
bestellt. Die Wahl bedarf der Genehmigung des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. 

(3) Die Bestellung eines Vorstandsmitgliedes 
kann mit Zustimmung des Bundesministers für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten widerrufen 
werden, wenn der Verwaltungsrat dies mit abso- 
luter Mehrheit beschließt. 

(4) Der Vorstand führt die Geschäfte des Markt- 
strukturfonds in eigener Verantwortung nach Maß- 
gabe der Beschlüsse des Verwaltungsrates. Die 
Satzung regelt die Zuständigkeit des Vorstandes im 
einzelnen. 

(5) Die Mitglieder des Vorstandes dürfen keine 
Nebenbeschäftigung ausüben, an keiner Handels- 
gesellschaft, deren Geschäftsbetrieb auf den Bezug, 
den Absatz, die Be- oder Verarbeitung land- oder 

j ernährungswirtschaftlicher Erzeugnisse gerichtet ist, 
als Gesellschafter beteiligt sein, noch im Vorstand 
oder Aufsichtsrat einer solchen Handelsgesellschaft 
tätig sein. 

§ 11 

Der Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat des Marktstrukturfonds 
besteht aus 24 Mitgliedern. Sie werden vom Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
auf die Dauer von fünf Jahren wie folgt berufen: 

2 Vertreter des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 

1 Vertreter auf Vorschlag des Bundesmini- 
sters der Finanzen 

1 Vertreter auf Vorschlag des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft 

4 Vertreter auf Vorschlag des Bundesrates 

6 Vertreter auf Vorschlag des Deutschen 
Bauernverbandes 

2 Vertreter auf Vorschlag des Deutschen 
Raiffeisenverbandes 

1 Vertreter auf Vorschlag des Deutschen 
Industrie- und Handelstages 

1 Vertreter auf Vorschlag der Bundesvereini- 
gung der Deutschen Ernährungsindustrie 

1 Vertreter auf Vorschlag der Wirtschaftsver- 
einigung Groß- und Außenhandel 
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1 Vertreter auf Vorschlag des Zentralver- 
bandes des Deutschen Handwerks 

1 Vertreter auf Vorschlag des Zentralverban- 
des der privaten Molkereiwirtschaft 

3 Vertreter auf Vorschlag der Verbraucher- 
beiräte des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und des Bun- 
ministers für Wirtschaft. 

(2) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vor- 
sitzenden. 

(3) Der Verwaltungsrat erläßt die Satzung des 
Marktstrukturfonds. Sie bedarf der Genehmigung 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

(4) Der Verwaltungsrat beschließt nach Maßgabe 
der Satzung über alle grundsätzlichen Fragen, die 
zum Aufgabengebiet des Marktstrukturfonds und 
der Marktfonds gehören. Er faßt seine Beschlüsse 
mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(5) Der Verwaltungsrat stellt Richtlinien für die 
Durchführung von Maßnahmen aufgrund dieses 
Gesetzes auf. 

(6) Der Verwaltungsrat gibt sich und den Markt- 
fonds (§ 12) eine Geschäftsordnung. 

(7) Der Verwaltungsrat beaufsichtigt den Vor- 
stand. 

§ 12 

Marktfonds 

(1) Die für die jeweiligen land- und ernährungs- 
wirtschaftlichen Produkte geschaffenen Marktfonds 
sind Einrichtungen des Marktstrukturfonds. 

(2) Die Geschäfte der einzelnen Marktfonds wer- 
den von dem Direktor geführt, der aus dem Vor- 
stand des Marktstrukturfonds vom Verwaltungsrat 
zu bestellen ist. 

(3) Für jeden Marktfonds ist ein Beirat zu bilden, 
der vom Verwaltungsrat zu bestellen ist. 

(4) Der Beirat berät den Direktor des Markt- 
fonds bei der Durchführung seiner Aufgabe. 

(5) Die Beiräte wählen jeweils aus ihrer Mitte 
den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter. 

(6) Die Amtszeit der Mitglieder in den Beiräten 
beträgt fünf Jahre. 

§ 13 

Stellung der Mitglieder und Organe 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes, des Verwal- 
tungsrates und der Beiräte müssen die Vorausset- 
zungen für das passive Wahlrecht zum Deutschen 
Bundestag erfüllen. 


(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrates und der 
Beiräte verwalten ihr Amt ehrenamtlich. Die Sat- 
zung beistimmt die Entschädigung für entgangenen 
Arbeitsverdienst oder Zeitverlust. 

§ 14 

Dienstverhältnisse 

Die Satzung enthält Vorschriften über das Dienst- 
verhältnis der Vorstandsmitglieder und der Direk- 
toren einschließlich ihrer Versorgungsbezüge. Die 
Dienstverhältnisse der Angestellten werden durch 
privatrechtlichen Dienstvertrag festgesetzt. 

§ 15 

Haushalt 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben des Markt- 
istrukturfonds und seiner Gliederungen — Markt- 
fonds — sind in einem gemeinsamen Haushalt vom 
Vorstand aufzustellen und vom Verwaltungsrat zu 
genehmigen. 

(2) Der Vorstand kann einen Ausgleich innerhalb 
der einzelnen Haushaltsansätze der Marktfonds auf 
Antrag des jeweiligen Verwaltungsausschusses ge- 
nehmigen. 

(3) Der Haushalt des Marktstrukturfonds bedarf 
der Zustimmung des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, die im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen zu erteilen 
iist. 

§ 16 

Finanzierung 

(1) Die Kosten, die dem Marktstrukturfonds durch 
die Erfüllung seiner Aufgaben entstehen, werden 
aus Haushaltsmitteln des Bundes, aus Überschüssen 
und aus sonstigen Mitteln bestritten. 

(2) Zur Beschaffung der für die Erfüllung der Auf- 
gaben des Marktstrukturfonds und der Marktfonds 
erforderlichen Mittel können Abgaben nach Maß- 
gabe besonderer Beitragsordnungen erhoben wer- 
den. Die Beiträge werden je Einheit der von den 
land- und ernährungswirtschaftlichen Betrieben ab- 
gesetzten Erzeugnisse erhoben. Dabei darf der Bei- 
trag 1 vom Hundert des Verkaufswertes der Erzeug- 
nisse nicht überschreiten. Die Beitragsordnungen 
erläßt der Verwaltungsrat; sie bedürfen der Geneh- 
migung des Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten. 

(3) Der Marktstrukturfonds darf zur Deckung 
seiner Verwaltungskosten Gebühren erheben. Der 
Verwaltungsrat erläßt die Gebührenordnung. Sie 
bedarf der Zustimmung des Bundesministers für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten. 
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(4) Die Abgaben — Beiträge und Gebühren — 
werden nach den Vorschriften der Reichsabgaben- 
Ordnung beigetrieben. 

§ 17 

Haushaltsführung 

(1) Für die Haushalts- und Wirtschaftsführung 
gelten die Bestimmungen der Reichshaushaltsord- 
nung und die dazu ergangenen Durchführungs- 
bestimmungen. 

(2) Der Marktstrukturfonds unterliegt der Rech- 
nungsprüfung durch den Bundesrechnungshof. 

§ IB 

Änderung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

§ 100 Abs. 8 des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetz- 
blatt 1 S. 1081), geändert durch § 231 der Bundes- 
rechtsanwaltsordnung vom 1. August 1959 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 565), erhält folgende Fassung: 

„(8) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 
das Getreidegesetz in der Fassung vom 24. No- 
vember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 900), zuletzt ge- ; 
ändert durch das Sechste Gesetz zur Änderung | 
des Getreidegesetzes vom 2. August 1961 (Bun- ' 
desgesetzbl. 1 S. 1168), das Zuckergesetz vom 


5. Januar 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 47), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Ergänzung 
des Zuckergesetzes vom 9. August 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 255), das Milch- und Fettgesetz in 
der Fassung vom 10. Dezember 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 811), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung des Milch- und Fettgesetzes 
vom 26. Juni 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 412), das 
Vieh- und Fleischgesetz vom 25. April 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 272), das Gesetz über Maßnah- 
men auf dem Gebiete der Weinwirtschaft vom 
29. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1622) sowie 
auf das Marktstrukturgesetz vom .... (Bundes- 
gesetzbl ) und die hierauf beruhenden 

Verordnungen und Durchführungsbestimmungen, 
die eine nach diesem Gesetz verbotene Wettbe- 
werbsbeschränkung zulassen.'' 

§ 19 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 auch im Land Berlin. 


§ 20 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 25. März 1965 


Dr. Barzel und Fraktion 



